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BESCHLUSS 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Dr. Feßl als Vorsitzenden und den Richter Mag. Stracker über die 
Beschwerde des R.N., geb. 00.00.1963, StA. v. Weißrussland, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom 
26.09.2005, FZ. 04 11.402-BAL, in nichtöffentlicher Sitzung beschlossen: 
 

Die Beschwerde wird als unzulässig zurückgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang und Sachverhalt: 
 

Der (nunmehrige) Beschwerdeführer, ein weißrussischer Staatsangehöriger, beantragte am 02.06.2004 am 
Gendarmerieposten Schärding die Gewährung von Asyl und wurde in weiterer Folge in die Erstaufnahmestelle 
West des Bundesasylamtes überstellt. Er wurde hiezu am 15.06.2004, 17.06.2004, 21.06.2004, 05.07.2004 und 
07.04.2005 vor dem Bundesasylamt niederschriftlich einvernommen. Mit "Bescheid vom 26.09.2005" wies das 
Bundesasylamt den Asylantrag gem. § 7 AsylG 1997 i.d.F. BGBl I Nr. 126/2002 [richtig wohl: 101/2003] ab 
(Spruchpunkt I.); gleichzeitig wurde festgestellt, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung 
des nunmehrigen Beschwerdeführers nach Weißrussland gem. § 8 Abs. 1 AsylG 1997 zulässig ist (Spruchpunkt 
II.) und wurde er gem. § 8 Abs. 2 AsylG 1997 aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Weißrussland 
ausgewiesen (Spruchpunkt III.). Dieser Bescheid wurde nach Ausweis der im Akt einliegenden Beurkundung am 
26.09.2005 durch Hinterlegung bei der Behörde ohne vorangehenden Zustellversuch gem. § 23 Abs. 2 ZustellG 
mit Wirkung vom 26.09.2005 zugestellt (AS 381). In der diesbezüglichen Beurkundung wird ausgeführt, dass 
der nunmehrige Beschwerdeführer an der bisherigen Abgabestelle nicht mehr aufhältig sei und eine neue nicht 
ohne Schwierigkeiten habe ermittelt werden können. Mit Schreiben vom 25.10.2005, übermittelt durch die 
Bundespolizeidirektion Linz mittels Telefax am selben Tag, wurde gegen den "Bescheid vom 26.09.2005" 
Berufung (nunmehr als Beschwerde zu werten) erhoben. In einer ergänzenden "Mitteilung" vom 19.12.2005 (OZ 
3) wird auf einen Zustellmangel aufmerksam gemacht. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen wie folgt: 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (in der Folge: AsylGHG) nimmt der Asylgerichtshof mit 01.07.2008 
seine Tätigkeit auf. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz über den Unabhängigen Bundesasylsenat (UBASG), 
BGBl. I Nr. 77/1997, zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2005, außer Kraft. 
 

Gemäß § 23 AsylGHG sind, soweit sich aus dem Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, dem 
AsylG 2005, BGBl. I Nr. 100, und dem Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 - VwGG, BGBl. Nr. 10, nicht 
anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 - AVG, BGBl. Nr. 51, mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an 
die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. 
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Gemäß § 63 Abs. 5 AVG ist eine Berufung (nunmehr: Beschwerde) binnen zwei Wochen bei der Behörde 
einzubringen, die den Bescheid in erster Instanz erlassen hat, wobei aber die Einbringung bei der 
Berufungsinstanz (nunmehr: Beschwerdeinstanz) fristwahrend ist. Die Berufungsfrist (nunmehr: 
Beschwerdefrist) beginnt mit der rechtmäßigen Zustellung des Bescheides. 
 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ist ein schriftlicher Bescheid erst mit der 
Zustellung an eine Partei als erlassen anzusehen; nur ein erlassener Bescheid kann Rechtswirkungen erzeugen 
(VwGH v. 20.12.2005, Zl. 2005/04/0063; VwGH v. 22.03.2001, Zl. 97/03/0201). Ist der erstinstanzliche 
Bescheid nicht rechtswirksam erlassen worden, so hat dies den Mangel der Zuständigkeit der Berufungsbehörde 
(hier: Beschwerdeinstanz) zu einem meritorischen Abspruch über das Rechtsmittel zur Folge. Die Zuständigkeit 
reicht in derartigen Fällen nur so weit, das Rechtsmittel wegen Unzulässigkeit zurückzuweisen (vgl. die bei 
Walter/Thienel, Die österreichischen Verwaltungsverfahrensgesetze, Bd. I, 2. Aufl. 1998, E 18 zu § 63 AVG 
wiedergegebene Judikatur). 
 

Im vorliegenden Fall ist dem vorgelegten erstinstanzlichen Akt auf AS 381 zu entnehmen, dass das 
Bundesasylamt davon ausgegangen ist, dass der nunmehrige Beschwerdeführer an der angegebenen 
Zustelladresse nicht mehr aufhältig sei und daher eine neuerliche Abgabestelle nicht ohne Schwierigkeiten 
festgestellt werden habe können, weshalb der Bescheid des Bundesasylamtes am 26.09.2005 gem. § 23 Abs. 2 
ZustellG im Akt hinterlegt wurde. Ermittlungen über den tatsächlichen Aufenthaltsort des Beschwerdeführers 
finden sich hingegen keine im Akt, obwohl dem Bundesasylamt mit Email vom 20.04.2005 (AS 209) die mit 
17.04.2005 erfolgte Abmeldung des Beschwerdeführers aus der Grundversorgung mitgeteilt und ausdrücklich 
auf die Inhaftierung des Beschwerdeführers im Landesgericht Linz hingewiesen wurde. Bei dieser Konstellation 
wäre die erstinstanzliche Behörde jedenfalls dazu gehalten gewesen, vor Hinterlegung des Bescheides im Akt 
beim Landesgericht Linz nachzufragen, ob sich der Beschwerdeführer tatsächlich in Haft befindet oder ob dieser 
zwischenzeitlich entlassen wurde. Dass der Beschwerdeführer zwischen dem 17.04.2005 und dem 25.10.2005 
und somit auch zum fraglichen Zeitpunkt in Strafhaft in der Justizanstalt Linz aufhältig gewesen ist, war für den 
Asylgerichtshof lediglich mit einer fernmündlichen Auskunft bei der Justizanstalt Linz - und somit ohne weitere 
 

Schwierigkeiten - ermittelbar und wäre demnach auch für das Bundesasylamt ohne Schwierigkeiten zu ermitteln 
gewesen, sodass im Ergebnis daher davon auszugehen ist, dass die vom Bundesasylamt angeordnete Zustellung 
durch Hinterlegung ohne vorangehenden Zustellversuch gem. § 8 i.V.m. § 23 ZustellG nicht rechtmäßig war. Es 
findet sich in den vorgelegten Akten auch kein Anhaltspunkt dafür , dass der gegenständliche "Bescheid vom 
26.09.2005" zu einem späteren Zeitpunkt wirksam zugestellt worden wäre. Der Berufungswerber (nunmehr: 
Beschwerdeführer) hat offenbar sein mit 25.10.2005 datiertes Rechtsmittel (S. 394 im Akt des Bundesasylamtes) 
verfasst, ohne dass ihm der Bescheid zuvor zugekommen ist. Daraus folgt, dass der "Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 26.09.2005" nicht rechtswirksam erlassen wurde. Da somit ein tauglicher 
Anfechtungsgegenstand nicht vorliegt, war die Beschwerde spruchgemäß als unzulässig zurückzuweisen. Das 
Bundesasylamt wird das erstinstanzliche Verfahren fortzusetzen und durch Bescheid abzuschließen haben. 
 

Lediglich der Vollständigkeit halber wird angemerkt, dass sich das Bundesasylamt vor Erlassung eines 
neuerlichen Bescheides auch mit der zwischenzeitlich eingetreten Tatsache der Eheschließung des 
Beschwerdeführers mit einer österreichischen Staatsbürgerin und des Umstandes seiner Einlieferung in eine 
psychiatrische Klinik nach einem Selbstmordversuch auseinander zusetzen haben wird. 


